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Aktenzeichen: 5 AZR 219/89
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 7. März 1990

- 5 AZR 219/89 -

I. Arbeitsgericht Urteil vom 2 6. September 1985
Hanau - 1 Ca 393/85 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 30. Juni 1988
Frankfurt am Main - 9 Sa 1519/85 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:

Ausbildungsvergütung für Ausbildung zur Altenpflegerin

Gesetz: BGB § 611 Ausbildungsverhältnis; BBiG § 1 Abs. 1, 2, § 2
Abs. 1; § 5 Abs. 2 Nr. 1, §§ 10, 18; SGB X § 115 Abs. 1; 
AusbiIdungsvergütungs-TV Nr. 1 für Schülerinnen/Schüler, die 
nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes ausgebildet werden, 
vom 28. Februar 1986

Le i tsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:

Vgl. - 5 AZR 217/89 -
- 5 AZR 218/89 -
- 5 AZR 220/89 -
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5 AZR 219/89
9 Sa 1519/85 Frankfurt am Main

Verkündet am 
7. März 1990
Clobes,
Amts inspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

Tn Sachen

'/

pp.
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hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 7« März 1990 durch den Vorsitzen­
den Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und 
Dr. Olderog sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Florack und/ 
Schleinkofer für Recht erkannt?

I. Auf die Revision des beklagten Landkreises wird 
das Urteil des Landesarbeitsgerichts Frankfurt 
am Main vom 30. Juni 1988 - 9 Sa 1519/85 - teil­
te e i s e  a t x f p e h o b e n .

II. Auf die Berufung des beklagten Landkreises wird 
das Urteil dos brbe i isgenichts Hanau vom 26. Sep­
tember 1985 - 1 Ga 393/36 - teilweise abgeändert 
und in Ziffern 1 a und b wie folgt neu gefaßt:
1. Der beklagte Landkreis wird verurteilt, an 

die Klägerin folgende Beträge zu zahlen:
a ) 7.601,83 DM brutto nebst 4 %  Zinsen aus 

dem sich ergebenden Nettobetrag aus je- 
w e i l : - -  143.53 DM brutto seit 1. November1984, 1. Dezember 1984 und 1. Januar
1985 sowie aus dem sich ergebenden Netto­
betrag aus jeweils 767,32 DM brutto seit 
1. Februar |0< M 1. März. 1985, 1 . April
1985, 1. Mai 1985, 1. Juni 1985, 1. Juli
19 & 5, 1 . A u g u s t 1 9 8 5.

i > 9 m ' '
III. Im übrigen weeben Berufung und Revision des 

beklagten Landkreises zurückgewiesen.
IV. Der beklagte Landkreis hat die Kosten der 

Berufung und der Revision zu tragen.

V o n R e c h t s w e g e n  !

r>
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T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob der Klägerin eine angemes­
sene AusbiIdungsVergütung zusteht.

Der beklagte Landkreis ist Träger der Lehranstalt für Alten­
pflege in R . Diese ist räumlich in das vom Beklagten un­
terhaltene Altenzentrum R eingegliedert.

Die am 16. März 1954 geborene Klägerin hat am 1. Oktober 
198 4 einen Vertrag über eine zweijährige Ausbildung zur staatlich 
anerkannten Altenpflegerin mit dem beklagten Landkreis abge­
schlossen. Sie ist verheiratet und hat zwei Kinder. Im Ausbil­
dungsvertrag ist u.a. vereinbart, daß sie keine AusbiIdungsvergü­
tungerhält und für die ersten 12 Monate sowie für die letzten 
sechs Monate der Ausbildung; eine monatliche Gebühr von 284,96 DM 
entrichten muß. Sie hat während der Ausbildung vom Arbeitsamt 
Unterhaltsgeld in Höhe von 174,60 DM bis 187,80 DM monatlich er­
halten. Außerdem sind ihr die Lehrgangsgebühren, Lernmittel, 
Fahrkosten und Arbeitskleidung erstattet worden. Insgesamt hat 
sie vom Arbeitsamt 8.439,53 DM bezogen.

Die Ausbildung der Klägerin erfolgte im einzelnen nach einem 
Zeitplan, der jeweils abwechselnd sog. Seminare und sog. Praktika 
vorsieht. Danach unterteilt sich die Ausbildung in insgesamt 
35 Seminarwochen einschließlich eines Prüfungsseminars von fünf 
Wochen sowie in 35 Wochen jeweils kürzere Praktika und 25 Wochen 
Berufspraktikum. Während der praktischen Ausbildung und während
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der Fachpraktika gelten die Dienstpläne der jeweiligen Einrich­
tung. Diese Ausbildung wurde überwiegend im Altenzentrum R

selbst durchgeführt. Die Schülerinnen wurden dazu von der 
Pflegedienstleiterin des Altenzentrums im normalen Pflegedienst 
eingeteilt. Während dieser Tätigkeit 'wurden sie von einer ausge­
bildeten Fachkraft angeleitet und betreut. Die Klägerin hat die 
Ausbildung am 25. September 1986 mit einer staatlichen Prüfung 
beendet.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, die Ausbildung 
sei nach ihrer praktischen Durchführung nicht als Schulausbildung 
anzusehen, sondern als Berufsausbildung im Sinne des Berufsbil­
dungsgesetzes. Es überwiege deutlich der betriebliche Ausbil­
dungsgang, wobei auch die 25 Wochen des sog. Berufspraktikums in 
die Gesamtwürdigung einzubeziehen seien. Daher habe sie Anspruch 
auf eine nach dem Berufsbildungsgesetz unabdingbare Ausbildungs­
vergütung in angemessener Höhe. Diese sei mindestens ebenso zu 
bemessen wie die tarifliche Ausbildungsvergütung für eine Schü­
lerin in der Krankenpflegehilfe.

Die Klägerin hat - soweit revisionsrechtlich noch von Inter­
esse - beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, folgende Beträgezu zahlen:
1. 7.601,83 DM brutto als AusbiIdungsvergütung für die Zeit vom 1.10.1984 bis 31.7.1985 

nebst 4 % Zinsen jeweils seit Fälligkeit,
2. monatlich 767,32 DM brutto als Ausbildungs­

vergütung für die Zeit vom 1.8.1985 bis 
25.9.1986.
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Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung 
vertreten, das Berufsbildungsgesetz finde keine Anwendung, weil 
die theoretische Ausbildung deutlich überwiege. Es fehle außerdem 
-- anders als bei einer Krankenschwester - an einer breit angeleg­
ten Grundbildung, denn die Schülerinnen würden nur in der Alten­
pflege ausgebildet. Die Anwendung des Berufsbildungsgesetzes 
scheide auch deswegen aus, weil die Lehranstalt für Altenpflege 
als Schule anzusehen sei und den Schulgesetzen der Länder unter­
stehe. Gegen eine überwiegend betriebspraktische Ausgestaltung 
spreche ferner das Fehlen einer* tariflichen Regelung für diesen 
Bereich sowie das Fehlen einer Ausbildungsordnung im Sinne des 
Berufsbildungsgesetzes,

Selbst wenn man von einer! Beruf saus bi Idungs Verhältnis ausge­
he , könne die angemessene Vergütung nicht in Anlehnung an die ta­
rifliche Regelung für die Schülerinnen in der Krankenpflegehilfe 
ermittelt werden, sondern darin müsse auf die niedrigeren Sätze 
des AusbildungstarifVertrages für den öffentlichen Dienst zurück- 
gegriffen werden.

Das Arbeitsgericht; hat der Klägerin eine Au sb i Idungs Vergü­
tung in gleicher Höhe wie für Schüler in der Krankenpflegehilfe 
zuerkannt und *" r I” *. ■>' r'r v ’ -1 cw > 'ns er , Das Landesarbeits­
gericht hat die Berufung des beklagten Landkreises mit der Maßga­
be zurückgewiesen, daß Zinsen nur auf die der Klägerin zustehen­
den Nettobeträge zu zahlen sind. Der beklagte Landkreis will mit 
der Revision die Abweisung der Klage in vollem Umfang erreichen.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist nur begründet, so weit der beklagte Land­
kreis die Höhe der zuerkannten Ausbildungsvergütung beanstandet. 
Die Klägerin hat zwar Anspruch auf eine angemessene Ausbildungs­
vergütung in Höhe der tariflichen Sätze für Schülerinnen in der 
Krankenpflegehilfe. Diese sind allerdings niedriger als die Vor­
instanz angenommen hat. Im übrigen ist die Revision nicht begrün­
det .

I. Die Klägerin hat Anspruch auf eine angemessene Ausbildungs­
vergütung gemäß § 10 Abs. 1 BBiG, der auf das Ausbildungsverhält­
nis der Parteien Anwendung findet. Die entgegenstehende Vereinba­
rung, wonach die Klägerin keine AusbildungsVergütung erhält, ist 
unwirksam, weil dieser Anspruch im Berufsausbildungsverhältnis 
nicht abdingbar ist (§ 18 BBiG).

1. Das Berufungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, daß 
auf das AusbiIdungsverhä1tn i s der Parteien die Vorschriften des 
Berufsbildungsgesetzes anzuwenden sind. Dieses Gesetz erfaßt nach 
§ 1 Abs. 1 BBiG die Berufsausbi1 dung, die berufliche Fortbildung 
und die berufliche Umschulung. Die Klägerin hat eine Berufsaus­
bildung erhalten und keine berufliche Fortbildung, denn der Aus­
bildungsgang vermittelt eine breit angelegte berufliche Grundbil­
dung und verschafft ihr die für die Ausübung einer qualifizierten 
beruflichen Tätigkeit no twend igen fachlichen Fertigkeiten und 
Kenntnisse. Das Landesarbeitsgericht hat das zu Recht aus der 
Dauer der zweijährigen Ausbildung und aus dem Lehrstoff entnom-

angelegt und schließt eine geistig-kul-

1

men. Dieser ist umfassend
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turelle Bildung, eine soziale und pädagogische Ausbildung, eine 
pflegerische Ausbildung sowie staats- und rechtskundliehen Unter­
richt ein und wird durch eine berufspraktische Ausbildung er­
gänzt, in der die im Unterricht erworbenen Kenntnisse in der Ar­
beit an und mit alten Menschen anzuwenden sind und vertieft wer­
den. Die Klägerin wird nach den von der Vorinstanz getroffenen 
Feststellungen in der praktischen Ausbildung zu allen Tätigkeiten 
herangezogen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem zu erler­
nenden Beruf stehen.

Die Revision will demgegenüber geltend machen, es fehle an 
einer breiten Grundbildung, weil die Klägerin nur in der Alten­
pflege unterrichtet werde. Die Klägerin erhalte keine so breit 
angelegte Ausbildung wie eine Krankenschwester.

Das Berufungsgericht hat demgegenüber zu Recht darauf hinge­
wiesen, daß jede Ausbildung zwangsläufig auf ein bestimmtes Tä­
tigkeitsgebiet beschränkt ist und eine Berufsausbildung nicht das 
Ziel habe, Kenntnisse für mehrere Berufe zu vermitteln. Das Beru­
fungsgericht hat weiter zutreffend hervorgehoben, daß die pflege­
rischen Grundkenntnisse ohne weiteres als Grundlage für andere 
pflegerische Berufe eingesetzt werden können, und insoweit sei 
das Merkmal der h 1 : « -,r ' ■ • ' f" 1. 1 t.

Zu Recht ist das Landesarbeitsgericht davon ausgegangen, daß
die Ausbildung innerhalb des zeitlichen Rahmens den Erfordernis­
sen einer Bcrafsausbi; dum. renn"t . Di? staatlich anerkannten Al­
tenpfleger finden ein vie 1 fü 1.1 i ges \rbeits feld , in dem sie einge-

9
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setzt werden können, etwa in stationären (Altenheim, Altenkran­
kenhaus bzw. Pflegeheim), teilstationären (Tagespflegeheim) oder 
ambulanten Einrichtungen (Gemeindepflegestation u.ä.) und haben 
auf der Grundlage ihrer Ausbildung unterschiedliche Aufstiegsmög­
lichkeiten, etwa als Stations- und Heimleiter. Die Ausbildung 
zielt insgesamt auf eine umfassende sozialnflegerische Berufstä­
tigkeit ab und bildet damit ein eigenständiges Berufsbild.

2. Der Anwendung des Berufsbildungsgesetzes steht auch nicht 
§ 107 BBiG entgegen, wonach die bundesgesetzlichen Regelungen 
über die Berufsbildung in den Heil- und Heilhilfsberufen unbe­
rührt bleiben sollen. Das bedeutet nur, daß bundesgesetzliche 
Vorschriften dem Berufsbildungsgesetz dann Vorgehen, wenn sie zu 
diesem im Widerspruch stehen. Im übrigen gilt auch für die Be­
rufsbildung in den Heil- und Heilhilfsberufen das Berufsbildungs­
gesetz (SAGE 28, 269 = AP Mr. 3 zu § 611 BGB Ausbildungsverhält­
nis, m.w.N.).

3*a) Nach Auffassung der Revision steht § 2 Abs. 1 BBiG der An­
wendung des Berufsbildungsgesetzes entgegen, weil es nicht für 
die Berufsausbildung in berufsbildenden Schulen gilt, die den 
Schulgesetzen der Länder unterstehen. Die Revision macht in die­
sem Zusammenhang insbi- non.i*; •- «■'-* l‘ er.-i , daß die Klägerin kein Ver­
tragsverhältnis mit dem Al tenZentrum R begründet habe,
sondern ein solches habe nur zwischen der Klägerin und der Lehr­
anstalt bestanden. Der Schwerpunkt habe in der schulischen und 
nicht in der betrieblichen Ausbildung gelegen. In diesem Zusam­
menhang sei auf die Verordnung über die Ausbildungsförderung für

.<Y
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der Al~Den Parteien des Ausbildungsverhältnisses im Bereich 
tenpflege steht es f rei , wie sie dieses gestalten wollen. Dafür 
kommt es maßgeblich daran L' a n , welche Ausbildungsart überwiegt. 
Steht die praktische Au;- b 11 du:- -ii 1 arbeitsrechtlich-betriebli­
cher Ausgestaltung „w v'o? d - ’nur, -=■ ist das Ausbildungsverhält­
nis als arbeitsrechtlich-betriebliches anzusehen, so daß die Vor­
schriften des Ber uf r i: i > 11 ■ m ■■•s i'• S’ 1 ■> , -- arzuwe nden sind (BAGE 33, 
213, 217 = AP Nr. H zu § 611 BGB Ausbildungsverhältnis).

Den Einwand der Rev : s i er., der Gesetzgeber habe durch die 
Verordnung vom 30. «uj'i,. t !• i 1 1 t t-npf "t egerausbi ldung dem
Schulwesen zugeordnec, < s •• nicht zutreffend .

Diese Verordnung trifft keine abschließende Regelung, nach 
der die Ausbildung zum AI ten pfleg er' sehulreehtlich zu gestalten 
wäre. Zwar will sic d x  - r « * n . t V * die eine durch die zu­
ständige Landesbehörde sichtlich anerkannte Einrichtung besuchen, 
wenn es sich um eine tru'-lb-ibe An.- rl 1 düng handelt. Das ist zwar 
nicht der Verordnung s e l b ? : r .  r .u et. tnehmen, ergibt sich aber dar­
aus, daß ihre Rech tse-rund 1 '-'ge (§ 2 Abs. 3 BAföG) sich mit der 
Förderung von Fairs>> . .i •••-; •- !,.■•/> • hinaus kann die Verordnung
jedoch nicht best > «■ 'er- . b,. , ,• • ; i > cum; zum Altenpfleger zwin­
gend schul . - ■, „i<; Luldung untersteht
vielmehr der Kul turhohe i t Lieber' . Die Verordnung kann nur die
schulisch gestal tete Auch, i drug v i Altenpf legern nach Landesrecht 
fördern. So .r ''' ’ • . . ■ ‘ ■■ 'e-rw'M > lung zunächst in
der AusbiIdungs- und Brüf u t»gsordnung der Fachschulen für Alten­
pflege vom 13. Juli bt? ■' G Vki ?Y h28 ) geregelt, die V o r -

_  11  _
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Schriften jedoch durch 98 der Allgemeinen Schulordnung (ASchO) 
vom 2. Oktober 1973 (07B3 Pv S. 935, 557) aufgehoben und die Al­
tenpflegeausbildung in die Schulgesetze einbezogen. In Rhein­
land-Pfalz unterliegt sie ebenfalls dem Schulrecht (Landesverord­
nung über die Bildungsgänge für Sozialwesen der* Fachschule, Fach- 
schulVO - Sozialwesen, vom 14. März 1978, GVB1 RP S. 196). In 
Hessen fehlt jedoch eine Änbindung an d 1 *.• S :r,-1 g "setze.

4. Das Berufungsgericht ist zu Recht von einem arbeitsrecht” 
lich-betriebli ch ausgestalteten, Ausbildungsverhältnis ausgegan­
gen und hat in diesem Zusammenhang auf die zwischen den Parteien 
vereinbarte Ausb LIdungsordnung hingewiesen, wonach einerseits
1.400 Schulstunden Unterricht erteilt werden, aber andererseits 
dem ca. 1.200 Stunden praktische Ausbildung und mehrmonatige 
Fachpraktika gegenüberstehen. Daraus hat die Vorinstanz zu Recht 
gefolgert, daß 25 Wochen des sog. Fach- oder Berufspraktikums fe­
ster Bestandte i1 der Ausbi1dung seien und nI cht mit einem Prak- 
tikum verglichen werden könne, welches einer Ausbildung vorangehe 
oder nach Abschluß einer Ausbildung zu leisten sei. Danach stün­
den 35 Wochen theoretische ,• -v., ei rs--nl' eßli ch des sog.
Prüfungsseminars ca. d \\\ i _n . , i . I *' Ausbildung gegenüber. 
Diese t it^äcnl j’ner. . i- *, . 1 l1 " rt" hat die Revision nicht ange­
griffen, s-Mi >->- i ; >r -1 , ■ ■ • ar i beschränkt,
es komme cj.f d io <• e <. ’>■ w , i .• ••c.c'. ’■ i r - r.ich u an. Mach den
mit Verfahrensrügen nicht * i f f onc-i: Fest stel 1 un<?en des Beru­
fungsgerichts überwog irri Aushi Idungsverhä ltn is der Klägerin ein­
deutig die praktische Ausbildung gegenüber dem theoretischen Un-
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terricht mit der Folge, daß die Ausbildung von dem beklagten 
Landkreis arbeitsrechtlich-betrieblich ausgestaltet war. Die Re­
vision vermag auch nicht die Ausführungen des Landesarbeitsge­
richts zu entkräften, wonach die Klägerin im Rahmen ihrer Ausbil­
dung in den Betrieb der Ausbildungsstätte eingegliedert war. Das 
ergibt sich schon daraus, daß sie Schichtarbeit geleistet hat und 
unter Berücksichtigung ihres Ausbildungsstandes alle anfallenden 
Aufgaben in der Altenpflege wahrgenommen hat.

II. Dementsprechend hat die Klägerin gemäß § 10 Abs. 1 BBiG ei­
nen Anspruch auf eine angemessene Ausbildungsvergütung. Diesen 
konnten die Parteien gemäß § 18 BBiG nicht rechtswirksam aus­
schließen .

1. Die Vorinstanz hat die Ausbildungsvergütung zutreffend nach 
den tariflichen Regelungen bemessen, die für die Krankenpflege­
hilfe maßgebend sind. Eine AusbildungsVergütung ist nach der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts dann als angemessen an­
zusehen, wenn sie sich nach einer entsprechenden tariflichen Ver­
gütung ausrichtet (BAGE 33, 213, 219 = AP Nr. 4 zu § 611 BGB Aus­
bildungsverhältnis ; Senatsurteil vorn 5. Dezember 198U - 5 AZR 
263/82 -, nicht veröffentlicht).

Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht auf einen vergleichba­
ren Ausbildungsgang und auf eine ähnliche Verbindung von prakti­
scher Ausbidung und theoretischem Unterricht in der Krankenpfle­
gehilfe hingewiesen. Diese Feststellungen sind im einzelnen von 
der Revision nicht angegriffen worden. Zwar dauert die Ausbildung
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in der Krankenpflegehilfe nur ein Jahr, während die Ausbildung 
der Klägerin zwei mdim b m n  srmteu ha:. Dieser Unterschied in 
der Dauer spricht aber eher für als gegen Heranziehung dieser ta­
riflichen Grundlagen. Es wäre anders, wenn die vergleichbare Aus- 
hildung länger 'leierhe >..uc! desw ? r oj3 c > c e i-iedri gere Ausbi 1 dungs- 
vergütung in Betracht käme (vgl. Senatsurteil vom 5. Dezember 
1984 - 5 AZR 26 V 82 ~).

In dem vergleich.baren Zeitraum r ichtete sich d ie Ausbildung 
der Krankenpflegehelferin auf der Grundlage des Krankenpflegege­
setzes vom 20. September 1965 (8081 I S. 1t83) nach der Ausbi1-
dungs- und Prüfungsordnung für Krankenpflegehelfer innen und Kran­
kenpflegehelfer vom 20. August 1966 (BGBl I S. 966). Die einjäh­
rige Ausbildung wurde in staatlich anerkannten Krankenpflegeschu­
len durchgeführt, die einem Krankenhaus angegliedert waren 
(§ 18 d und f KrankenpflegeG). Der Lehrgang umfaßte mindestens 
250 Unterri on Is s t under (Gruppen „.n Le it i eh!) und eine praktische 
A u s b i1dung. Der Un t e rrich t s s t o ff en t s p ri c ht i n g run d s ä t z1i ehe n 
Bere i eh en ( Krankhe i. t siehre , Ar zn e i mi 11 e 11 eh re , Sta a t sbü r ger- und 
Gesetzeskunde) der streitigen Ausbildung, wenn auch zeitanteilig 
vi’hk.'1 . Bi Mi"- • ! ■’ m w  . ulm". > w ' v .! ; ( ;,i u • r. ÜLf- Vr Im
jewe 11 i • , i i <m • c  . m< > '/n j > eben Un t er ri chts ge bie­
te .

Demgegenüber will der beklagte Landkreis allenfalls zur Be­
messung der AusbiIdungsverrütung eine Orientierung am Tarifver­
trag. r tu Oie a< st'ri * irr.. *•> '.'"u : ; i 1 r-t Auszub i Id ende im Bereich 
■m mr'urh m> ... u.,,. ; 1 . •' - -un 12, Dezember
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1984 zulassen. Dazu hat das Landesarbeitsgericht aber bereits 
zutreffend dargelegt, daß dieser Tarifvertrag zwar ein allgemei­
ner Auffangtatbestand für alle Ausbildungsverhältnisse im öffent­
lichen Dienst sei, das schließe aber andererseits die Heranzie­
hung eines speziellen Tarifvertrages - wie hier im Bereich der 
Krankenpflegehilfe - nicht aus.

2. Allerdings macht die Revision zu Recht geltend, daß durch 
den Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 1 vom 28, Februar 1086 
für Schüler innen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegege­
setzes ausgebildet werden, die Ausbildungsvergütung für Schüle­
rinnen in der Krankenpflegehilfe ab 1. September 1985 von den 
Tarifvertragsparteien auf einen niedrigeren Betrag als in der 
Vorinstanz angenommen, nämlich 710,—  DM monatlich, festgesetzt 
worden sei. Dadurch verringert sich in Abänderung, des Urteils des 
Arbeitsgerichts die der Klägerin zustehende Ausbildungsvergütung 
wie folgt;

a 5 Die Klägerin kann für den Zeitraum vom 1. Oktober 1984 bis 
zum 31. Juli 1985 eine AusbiIdungsvergütung in Höhe von 
7.601,83 DM brutto beanspruchen. Dieser Betrag setzt sich wie 
folgt zusammen; 3 Monate x 743,53 DM = 2.230,59 DM und 7 Monate x 
767,32 DM = 5.371,24 DM. Diese Rechnung deckt sich mit den Aus­
führungen des Arbeitsgerichts, das jedoch in Ziffer 1 a des Ur­
teils einen längeren Zeitraum vom 1. Oktober 1984 bis einschließ­
lich September 1985 zugrunde gelegt hat.

'l C
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b) Die Berechnung war jedoch in diesem Rahmen auf den Zeitraum 
bis zum 31. Juli 1985 zu beschränken, weil die Klägerin nur dafür 
Zinsen gefordert hat.

c) Der Klägerin steht für August 1985 eine Ausbildungsvergütung 
von 767,32 DM zu. Für den Zeitraum vom 1. Sentember 1985 bis zum 
30. August 1986 errechnen sich 12 x 710,-- DM Ausbildungsvergü­
tung = insgesamt 8.520,—  DM. Für den letzten Monat (September 
1986) erhält die Klägerin, wie die Vorinstanzen zutreffend er­
kannt haben, nur die zeitanteilige Vergütung bis zur Abschlußprü­
fung am 25. September 1986, denn das Ausbildungsverhältnis hat 
nach § 2 des Ausbildungsvertrages an diesem Tag geendet. Dafür 
stehen der Klägerin 591,67 DM zu (710,—  DM : 30 x 25). Somit er­
geben sich abweichend von Ziffer 1 b des Urteils des Arbeitsge­
richts für den Zeitraum vom August 1985 bis zum September 1986 
insgesamt 9.878,99 DM.

III. Die Zahlungsansprüche der Klägerin sind auch nicht gemäß 
§ 115 SGB X auf den Träger der Sozialleistung übergegangen. Nur 
soweit der Arbeitgeber den Anspruch des Arbeitnehmers auf Ar­
beitsentgelt nicht erfüllt und deshalb ein Leistungsträger So­
zialleistungen erbracht hat, geht der Anspruch des Arbeitnehmers 
gegen den Arbeitgeber auf den Leistungsträger über (§ 115 Abs. 1 
SGB X). Dabei muß der Leistungsträger jedoch geleistet haben, 
weil der Arbeitgeber seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen 
ist (Schroeder-Printzen, Sozialgesetzbuch - SGB X, § 115 Anm. 2; 
Hauck/Haines, Sozialgesetzbuch - SGB X/3, Stand 1. Oktober 1986,
§ 115 Rz 10). Davon ist das Berufungsgericht ebenfalls zutreffend
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ausgegangen und hat einen solchen Zusammenhang verneint. Der Lei­
stungsträger hat Sozialleistungen erbracht» weil er die Voraus­
setzungen dafür -- möglicherweise irrtümlich - als gegeben ansah 
und nicht weil der Arbeitgeber seine Zahlungspflicht nicht er­
füllt hat.

Dr. Thomas Dr. Gehring Br. Olderog
Die Amtszeit des ehrenamt­
lichen Richters Schleinkofer 
ist beendet.

Dr. Thomas Dr. Floraek
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